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Jens Flottau

Die International Air Transport
Association (Iata) hat neulich
noch einmal nachgezählt. Seit
Ausbruch der Corona-Pande-
mie haben Regierungen welt-
weit etwa 215 Milliarden Dollar
in den Airline-Sektor gepumpt.
Bis die Branche sich wieder aus
eigener Kraft finanzieren kann,
wird die gigantische Summe
noch weiter steigen, denn
schnelle Besserung im Luft-
verkehr ist angesichts der
dritten Infektionswelle nicht zu
erwarten. Es wäre nicht ver-
wunderlich, wenn die Airlines
weltweit am Ende etwa 300
Milliarden an Hilfen erhalten
hätten. Dimensionen, die bis vor
kurzem unvorstellbar schienen.

In guten Zeiten hat sich der
Sektor oft darüber beklagt,
dass ihm die Politik nicht die
Bedeutung beimisst, die er
wirtschaftlich, sozial und
kulturell hat. Dieses Argument
sollten sich die Manager der
Branche künftig komplett
sparen. Die Politik hat nämlich
ganz im Gegenteil sehr, sehr
viel dafür getan, einem um-
strittenen Bereich derWirt-
schaft sozusagen unter die
Flügel zu greifen.

Das wird hoffentlich nicht ohne
Folgen bleiben. Denn so, wie
sich die Branche vor der Krise
verhalten hat, kann es nicht
mehrweitergehen. Seit dem
Ende der globalen Finanzkrise
2009 ist der Luftverkehr stärker
gewachsen als fast jemals
zuvor. Es war wirtschaftlich das
goldene Zeitalter der Branche.

Aber: Nachhaltig war wenig
davon. In erster Linie 2018 und
2019 fand das statt, was man
generell Überhitzung nennt.
Die Infrastruktur war auf den
Massenansturm nicht aus-
gelegt, die Airlines klagten
über Personalmangel, unter
anderem bei den Piloten. Vor
allem aber ist die Branche viel
stärker gewachsen, als sie
selbst erwartet hat, und so
wurde ihre Umweltbilanz trotz
moderner Flugzeuge und
Motoren und trotz des langsam
anlaufenden Emissionshandels
immer schlechter.

Corona war für den Sektor und
viele seiner Beschäftigten
schmerzhafter, als sich das die
meisten Nichtbeteiligten vor-
stellen können. Auch wenn jetzt
ein paar Hundert Flüge nach
Mallorca dazugekommen sind:
Im März 2021, ein Jahr nach
Beginn der Pandemie, trans-
portieren immer noch viele
Fluggesellschaften weniger
als 20 Prozent der Passagiere,
die sie zur gleichen Zeit 2019
befördert haben.

In der Krise liegt aber auch eine
Chance, es nämlich dieses Mal
besser zu machen. Es ist wohl
die letzte. Die Luftfahrt hat für
dieWirtschaft, aber auch für
die Gesellschaft und insbeson-
dere den kulturellen Austausch
einen sehr hohenWert.
Doch jetzt müssen die Ent-
scheidungen getroffen werden,
die sicherstellen, dass umwelt-
verträglicher Luftverkehr
endlich möglich wird.

Die Branche hat es sich mittler-
weile zumindest in Europa
zum Ziel gesetzt, bis 2050
klimaneutral zu werden. Das
sieht auf den ersten Blick toll
aus. Aber wenn man weiss, dass
ein substanzieller Teil der
Rechnung auf Offsets basiert
(also Kompensation von Koh-
lendioxidemissionen), dann ist
es schon nicht mehr so toll. Die
Airlines müssen endlich ehrlich
sein und sich ihre Umweltziele
nicht mit teilweise fragwürdi-
gen Offsetdeals schönrechnen.

Frankreich und Deutschland
investieren gerade Milliarden
in dieWasserstofftechnologie.
Wasserstoff und Elektroantrie-
be werden aber noch in Jahr-
zehnten für den Teil der Luft-
fahrt nicht die Lösung sein, der
die meisten Emissionen produ-
ziert: grosse Mittel- und Lang-
streckenjets. Viel sinnvoller
wäre es, endlich ähnlich viel
Geld in synthetische Treibstoffe
zu investieren. Die technologi-
schen Hürden, diese in Flug-
motoren einzusetzen, sind
niedrig. Es geht allein darum,
sie in ausreichenden Mengen
und zu akzeptablen Preisen zu
produzieren. Politik undWirt-
schaft müssen das gemeinsam
angehen.Worauf noch warten?

Fliegen, aber richtig
Der Flugverkehr muss umweltverträglich
werden. Kluge Ideen gibt es längst,
schwierig umzusetzen sind sie nicht.

Ev Manz

Den Zürcher Kitas geht es
in Corona-Zeiten nicht gut.
Die Abstandsregeln können
nicht eingehalten werden,
die Betreuenden sind psychisch
angeschlagen, und die
Stimmung ist so schlecht wie
nie zuvor. Für das Kita-
Personal ist kein Impfvorrang
vorgesehen. Viele Kitas
schreiben zudem rote Zahlen,
die Neuanmeldungen gehen
markant zurück. Mittel- und
langfristig drohen deshalb
einige Kitas zu verschwinden,
befürchtet der Verband Kibe-
suisse – und schlägt Alarm.
Die Pandemie legt einen
Mangel in der kantonalen
Organisation der Kitas offen,
der schon länger bekannt ist:
Im Kanton Zürich fühlt sich
niemand wirklich für die Kitas
verantwortlich. Das ist in der
derzeitigen Krise fatal –
aber auch sonst ein Problem.

Gemeinden delegieren Aufsicht
und Bewilligung an die

Bildungsdirektion, diese
wiederum sieht sich nur
für die rechtlichen Grundlagen
und die Beratung zuständig.
Ein Ansprechpartner in der
Bildungsdirektion fehlt. So
erhalten Betriebe wichtige
Informationen wie die kan-
tonsärztliche Branchenbe-
willigung für Massentests erst
verzögert. Das verstärkt das
Ohnmachtsgefühl an der Basis.

Dabei wäre gerade in Zürich
eine kantonale Koordina-
tion wichtig. Zürich ist der
populärste Kita-Kanton. Vier
von zehn Haushalten bean-
spruchen hier eine familiener-
gänzende Betreuung, so viele
wie nirgends sonst in der
Schweiz. Mit knapp 700 Kitas
weist der Kanton nach der
Waadt am zweitmeisten Kitas
auf. Nur schon die Bedeutung
der Kitas rechtfertigt, dass sich
der Kanton mehr engagiert.

Kitas ermöglichen, dass Kinder
im Vorschulalter mit Gleich-
altrigen spielen können, sich an

Regeln und Abläufe zu halten
lernen und gemeinsam die
Welt entdecken. All dies trägt
massgebend zur kognitiven
Entwicklung bei, wie
erziehungswissenschaftliche
Forschungen belegen. Gerade
die Zürcher Bildungsdirektorin
Silvia Steiner (CVP) hat
wiederholt beteuert, wie
wichtig ihr die Förderung im
Vorschulalter ist.

Auch gesellschaftlich sind Kitas
nicht mehrwegzudenken.
Arbeitgeber und Arbeitnehmer
sind sich einig, dass Familie
und Beruf nur mit einer gut
ausgebauten familienergän-
zenden Betreuung vereinbar
sind. Vor allemweibliche Fach-
kräfte haben so die Chance,
ihren gelernten Beruf auszu-
üben. Diese Möglichkeit sollte
gerade Zürich unterstützen,
will es seinem Ruf als prospe-
rierenderWirtschaftskanton
weiterhin gerecht werden.

Voraussetzung dafür ist eine
gute Qualität der Betreuung.

Diese können Kitas aber
nur bieten, wenn sie nicht
mit wenig ausgebildetem,
sprich billigem Personal
möglichst rentabel wirtschaf-
ten müssen, sondern die
öffentliche Hand ihr Überleben
sichert.

Das Betreuen von kleinen
Kindern ist längst nicht mehr
nur Sache von Eltern und
Gemeinden. Es ist die Aufgabe
des Kantons Zürich, der
professionellen Betreuung
von Kleinkindern mehr
Aufmerksamkeit und Gewicht
zu geben. Mit einer aktiv
koordinierenden Stelle in der
Bildungsdirektion könnten
Silvia Steiner und der Kanton
gewährleisten, dass Kitas auch
weiterhin ihre Aufgabe erfüllen
können. Nicht umsonst sind
sie in der Corona-Krise als
systemrelevant eingestuft
worden. Es wäre auch ein
Zeichen dafür, dass dem
Kanton dasWohlergehen
der Kleinkinder wirklich am
Herzen liegt.

Der Kantonmuss sich der Kitas annehmen
Kindertagesstätten gelten in der Krise als systemrelevant – doch der Kanton Zürich
lässt die Betriebe hängen. Das muss sich ändern.

Zusammen spielen, lernen und essen: All dies trägt zur kognitiven Entwicklung von Kindern im Vorschulalter bei. Foto: Gaëtan Bally (Keystone)

Es ist ein Datendebakel, wie
wir es in der Schweiz noch
selten erlebt haben. Und es
trifft uns an empfindlichster
Stelle: Ausgerechnet der
elektronische Impfausweis, den
die Stiftung Meineimpfungen.
ch im Auftrag des Bundes
betreibt, ist nicht sicher, wie
sich jetzt zeigt. Mit ein paar
simplen Kniffen haben sich
findige Computerfreaks innert
Stunden Zugriff auf Impfdaten
von 450’000 Personen ver-
schafft. Dabei ist es diese
Plattform, die der Bund als

Basis für ein international
anerkanntes Corona-Impf-
zertifikat nutzen wollte –
und es allen Ernstes immer
noch will: Die Zusammenarbeit
solle fortgesetzt werden, teilte
das Bundesamt für Gesundheit
nach Bekanntwerden des
Skandals mit.

Eine Reaktion von bestürzen-
der Ignoranz. Seit 2017 hat
der Bund Hunderttausen-
de Franken in die morsche
Plattform investiert. Von
einem «Leuchtturm für ganz

Europa» schwärmten die
Verantwortlichen des Projekts
noch vor wenigenWochen.
Dabei waren die Nutzer-
zahlen stets bescheiden, ge-
leuchtet hat hier wenig. Ge-
blendet wurde dafür umso
mehr: Mit der Datensicherheit
von Meineimpfungen.ch hat
sich offenkundig kaum ein
Zuständiger des Bundes je
ernsthaft befasst, man ver-
traute einfach den Betreibern.
Dabei warnten externe
Sachverständige schon lange
vor den Schwächen. Und

selbst Laien wunderten sich
über die veraltete Aufmachung
derWebsite.

Wenn das Gesundheitsamt
nun keine Konsequenzen
zieht, muss es der Bundesrat
tun. Die Zusammenarbeit
mit Meineimpfungen.ch ist
ohne Verzug zu beenden.

Der Kanton Bern beispielswei-
se hat gezeigt, dass es möglich
ist, Impfdaten mit Software-
lösungen unter staatlicher
Ägide auf gesetzeskonforme

Weise zu verwalten. Die
Schweiz wird nur zu einem
funktionierenden inter-
nationalen Corona-Impf-
zertifikat kommen, wenn die
Menschen diesem auch
vertrauen. Verfehlen wir dieses
Ziel, werden wir zu Gefange-
nen im eigenen Land.

Sowerdenwir Gefangene im eigenen Land
Das elektronische Impfbüchlein ist katastrophal schlecht geschützt. Der Bund sollte die Zusammenarbeit mit den Betreibern einstellen.

Wenn das
Gesundheitsamt
nun keine
Konsequenzen
zieht, muss es der
Bundesrat tun.
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